
Jugendschutzgesetz (JuSchG)
Staatliches Gesetz vom 23. Juli 2002

in: BGBl. I S. 2730, 2003 I S. 476; zuletzt geändert am 9. April 2021, in: BGBl. I S. 742
[Abdruck in Auszügen]

Abschnitt 1 Allgemeines

§ 1
Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes

1. sind Kinder Personen, die noch nicht 14 Jahre alt sind,

2. sind Jugendliche Personen, die 14, aber noch nicht 18 Jahre alt sind,

3. ist personensorgeberechtigte Person, wem allein oder gemeinsam mit einer anderen
Person nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Personensorge zu-
steht,

4. ist erziehungsbeauftragte Person, jede Person über 18 Jahren, soweit sie auf Dauer
oder zeitweise aufgrund einer Vereinbarung mit der personensorgeberechtigten Per-
son Erziehungsaufgaben wahrnimmt oder soweit sie ein Kind oder eine jugendliche
Person im Rahmen der Ausbildung oder der Jugendhilfe betreut.

(1a) Medien im Sinne dieses Gesetzes sind Trägermedien und Telemedien.

Abschnitt 2 Jugendschutz in der Öffentlichkeit

§ 9
Alkoholische Getränke

(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder sonst in der Öffentlichkeit dürfen

1. Bier, Wein, weinähnliche Getränke oder Schaumwein oder Mischungen von Bier,
Wein, weinähnlichen Getränken oder Schaumwein mit nichtalkoholischen Geträn-
ken an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren,

2. andere alkoholische Getränke oder Lebensmittel, die andere alkoholische Getränke
in nicht nur geringfügiger Menge enthalten, an Kinder und Jugendliche.

weder abgegeben noch darf ihnen der Verzehr gestattet werden.

(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt nicht, wenn Jugendliche von einer personensorgeberechtig-
ten Person begleitet werden.
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(3) In der Öffentlichkeit dürfen alkoholische Getränke nicht in Automaten angeboten
werden. Dies gilt nicht, wenn ein Automat

1. an einem für Kinder und Jugendliche unzugänglichen Ort aufgestellt ist oder

2. in einem gewerblich genutzten Raum aufgestellt und durch technische Vorrichtun-
gen oder durch ständige Aufsicht sichergestellt ist, dass Kinder und Jugendliche
alkoholische Getränke nicht entnehmen können. § 20 Nr. 1 des Gaststättengesetzes
bleibt unberührt.

(4) Alkoholhaltige Süßgetränke im Sinne des § 1 Abs. 2 und 3 des Alkopopsteuergeset-
zes dürfen gewerbsmäßig nur mit dem Hinweis „Abgabe an Personen unter 18 Jahren
verboten, § 9 Jugendschutzgesetz“ in den Verkehr gebracht werden. Dieser Hinweis
ist auf der Fertigpackung in der gleichen Schriftart und in der gleichen Größe und
Farbe wie die Marken- oder Phantasienamen oder, soweit nicht vorhanden, wie die
Verkehrsbezeichnung zu halten und bei Flaschen auf dem Frontetikett anzubringen.

§ 10
Rauchen in der Öffentlichkeit, Tabakwaren

(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder sonst in der Öffentlichkeit dürfen Tabakwaren
und andere nikotinhaltige Erzeugnisse und deren Behältnisse an Kinder oder Jugendli-
che weder abgegeben noch darf ihnen das Rauchen oder der Konsum nikotinhaltiger
Produkte gestattet werden.

(2) In der Öffentlichkeit dürfen Tabakwaren und andere nikotinhaltige Erzeugnisse und
deren Behältnisse nicht in Automaten angeboten werden. Dies gilt nicht, wenn ein
Automat

1. an einem Kindern und Jugendlichen unzugänglichen Ort aufgestellt ist oder

2. durch technische Vorrichtungen oder durch ständige Aufsicht sichergestellt ist, dass
Kinder und Jugendliche Tabakwaren und andere nikotinhaltige Erzeugnisse und
deren Behältnisse nicht entnehmen können.

(3) Tabakwaren und andere nikotinhaltige Erzeugnisse und deren Behältnisse dürfen
Kindern und Jugendlichen weder im Versandhandel angeboten noch an Kinder und
Jugendliche im Wege des Versandhandels abgegeben werden.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für nikotinfreie Erzeugnisse, wie elektronische
Zigaretten oder elektronische Shishas, in denen Flüssigkeit durch ein elektronisches
Heizelement verdampft und die entstehenden Aerosole mit dem Mund eingeatmet wer-
den, sowie für deren Behältnisse.
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Abschnitt 3 Jugendschutz im Bereich der Medien

§ 10a
Schutzziele des Kinder- und Jugendmedienschutzes

Zum Schutz im Bereich der Medien gehören

1. der Schutz vor Medien, die geeignet sind, die Entwicklung von Kindern oder Ju-
gendlichen oder ihre Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeit zu beeinträchtigen (entwicklungsbeeinträchtigende Medien),

2. der Schutz vor Medien, die geeignet sind, die Entwicklung von Kindern oder Ju-
gendlichen oder ihre Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeit zu gefährden (jugendgefährdende Medien),

3. der Schutz der persönlichen Integrität von Kindern und Jugendlichen bei der
Mediennutzung und

4. die Förderung von Orientierung für Kinder, Jugendliche, personensorgeberechtigte
Personen sowie pädagogische Fachkräfte bei der Mediennutzung und Medienerzie-
hung; die Vorschriften des Achten Buches Sozialgesetzbuch bleiben unberührt.

§ 10b
Entwicklungsbeeinträchtigende Medien

(1) Zu den entwicklungsbeeinträchtigenden Medien nach § 10a Nummer 1 zählen ins-
besondere übermäßig ängstigende, Gewalt befürwortende oder das sozialethische Werte-
bild beeinträchtigende Medien.

(2) Bei der Beurteilung der Entwicklungsbeeinträchtigung können auch außerhalb der
medieninhaltlichen Wirkung liegende Umstände der jeweiligen Nutzung des Mediums
berücksichtigt werden, wenn diese auf Dauer angelegter Bestandteil des Mediums sind
und eine abweichende Gesamtbeurteilung über eine Kennzeichnung nach § 14 Absatz 2a
hinaus rechtfertigen.

(3) Insbesondere sind nach konkreter Gefahrenprognose als erheblich einzustufende
Risiken für die persönliche Integrität von Kindern und Jugendlichen, die im Rahmen der
Nutzung des Mediums auftreten können, unter Einbeziehung etwaiger Vorsorgemaßnah-
men im Sinne des § 24a Absatz 1 und 2 angemessen zu berücksichtigen. Hierzu zählen
insbesondere Risiken durch Kommunikations- und Kontaktfunktionen, durch Kauffunk-
tionen, durch glücksspielähnliche Mechanismen, durch Mechanismen zur Förderung
eines exzessiven Mediennutzungsverhaltens, durch die Weitergabe von Bestands- und
Nutzungsdaten ohne Einwilligung an Dritte sowie durch nicht altersgerechte Kaufappel-
le insbesondere durch werbende Verweise auf andere Medien.
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§ 11
Filmveranstaltungen

(1) Die Anwesenheit bei öffentlichen Filmveranstaltungen darf Kindern und Jugendli-
chen nur gestattet werden, wenn die Filme von der obersten Landesbehörde oder einer
Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle im Rahmen des Verfahrens nach § 14
Abs. 6 zur Vorführung vor ihnen freigegeben worden sind oder wenn es sich um Infor-
mations-, Instruktions- und Lehrfilme handelt, die vom Anbieter mit „Infoprogramm“
oder „Lehrprogramm“ gekennzeichnet sind.

(2) Abweichend von Absatz 1 darf die Anwesenheit bei öffentlichen Filmveranstaltun-
gen mit Filmen, die für Kinder und Jugendliche ab zwölf Jahren freigegeben und
gekennzeichnet sind, auch Kindern ab sechs Jahren gestattet werden, wenn sie von einer
personensorgeberechtigten oder erziehungsbeauftragten Person begleitet sind.

(3) Unbeschadet der Voraussetzungen des Absatzes 1 darf die Anwesenheit bei öffent-
lichen Filmveranstaltungen nur mit Begleitung einer personensorgeberechtigten oder
erziehungsbeauftragten Person gestattet werden

1. Kindern unter sechs Jahren,

2. Kindern ab sechs Jahren, wenn die Vorführung nach 20 Uhr beendet ist,

3. Jugendlichen unter 16 Jahren, wenn die Vorführung nach 22 Uhr beendet ist,

4. Jugendlichen ab 16 Jahren, wenn die Vorführung nach 24 Uhr beendet ist.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die öffentliche Vorführung von Filmen unabhängig
von der Art der Aufzeichnung und Wiedergabe. Sie gelten auch für Werbevorspanne und
Beiprogramme. Sie gelten nicht für Filme, die zu nichtgewerblichen Zwecken hergestellt
werden, solange die Filme nicht gewerblich genutzt werden.

(5) Werbefilme oder Werbeprogramme, die für alkoholische Getränke werben, dürfen
unbeschadet der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 nur nach 18 Uhr vorgeführt
werden.

(6) Werbefilme oder Werbeprogramme, die für Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaret-
ten oder Nachfüllbehälter im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 1 des Tabakerzeugnisge-
setzes werben, dürfen nur im Zusammenhang mit Filmen vorgeführt werden, die

1. von der obersten Landesbehörde oder einer Organisation der freiwilligen Selbstkon-
trolle im Rahmen des Verfahrens nach § 14 Absatz 6 mit „Keine Jugendfreigabe“
nach § 14 Absatz 2 gekennzeichnet sind oder

2. nicht nach den Vorschriften dieses Gesetzes gekennzeichnet sind.
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§ 12
Bildträger mit Filmen oder Spielen

(1) Zur Weitergabe geeignete, für die Wiedergabe auf oder das Spiel an Bildschirmgerä-
ten mit Filmen oder Spielen programmierte Datenträger (Bildträger) dürfen einem Kind
oder einer jugendlichen Person in der Öffentlichkeit nur zugänglich gemacht werden,
wenn die Programme von der obersten Landesbehörde oder einer Organisation der
freiwilligen Selbstkontrolle im Rahmen des Verfahrens nach § 14 Abs. 6 für ihre Alters-
stufe freigegeben und gekennzeichnet worden sind oder wenn es sich um Informations-,
Instruktions- und Lehrprogramme handelt, die vom Anbieter mit „Infoprogramm“ oder
„Lehrprogramm“ gekennzeichnet sind.

(2) Auf die Kennzeichnungen nach Absatz 1 ist auf dem Bildträger und der Hülle mit
einem deutlich sichtbaren Zeichen hinzuweisen. Das Zeichen ist auf der Frontseite der
Hülle links unten auf einer Fläche von mindestens 1 200 Quadratmillimetern und dem
Bildträger auf einer Fläche von mindestens 250 Quadratmillimetern anzubringen. […]

(3) Bildträger, die nicht oder mit "Keine Jugendfreigabe" nach § 14 Abs. 2 von der
obersten Landesbehörde oder einer Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle im
Rahmen des Verfahrens nach § 14 Abs. 6 oder nach § 14 Abs. 7 vom Anbieter gekenn-
zeichnet sind, dürfen

1. einem Kind oder einer jugendlichen Person nicht angeboten, überlassen oder sonst
zugänglich gemacht werden,

2. nicht im Einzelhandel außerhalb von Geschäftsräumen, in Kiosken oder anderen
Verkaufsstellen, die Kunden nicht zu betreten pflegen, oder im Versandhandel ange-
boten oder überlassen werden. […]

§ 13
Bildschirmspielgeräte

(1) Das Spielen an elektronischen Bildschirmspielgeräten ohne Gewinnmöglichkeit, die
öffentlich aufgestellt sind, darf Kindern und Jugendlichen ohne Begleitung einer perso-
nensorgeberechtigten oder erziehungsbeauftragten Person nur gestattet werden, wenn
die Programme von der obersten Landesbehörde oder einer Organisation der freiwilli-
gen Selbstkontrolle im Rahmen des Verfahrens nach § 14 Abs. 6 für ihre Altersstufe
freigegeben und gekennzeichnet worden sind oder wenn es sich um Informations-,
Instruktions- oder Lehrprogramme handelt, die vom Anbieter mit „Infoprogramm“ oder
„Lehrprogramm“ gekennzeichnet sind.

(2) Elektronische Bildschirmspielgeräte dürfen

1. auf Kindern oder Jugendlichen zugänglichen öffentlichen Verkehrsflächen,

2. außerhalb von gewerblich oder in sonstiger Weise beruflich oder geschäftlich ge-
nutzten Räumen oder
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3. in deren unbeaufsichtigten Zugängen, Vorräumen oder Fluren

nur aufgestellt werden, wenn ihre Programme für Kinder ab sechs Jahren freigegeben
und gekennzeichnet oder nach § 14 Abs. 7 mit „Infoprogramm“ oder „Lehrprogramm“
gekennzeichnet sind.

(3) Auf das Anbringen der Kennzeichnungen auf Bildschirmspielgeräten findet § 12
Abs. 2 Satz 1 bis 3 entsprechende Anwendung.

§ 14
Kennzeichnung von Filmen und Film- und Spielprogrammen

(1) Filme und Spielprogramme dürfen nicht für Kinder und Jugendliche freigegeben
werden, wenn sie für Kinder und Jugendliche in der jeweiligen Altersstufe entwick-
lungsbeeinträchtigend sind.

(2) Die oberste Landesbehörde oder eine Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle
im Rahmen des Verfahrens nach Absatz 6 kennzeichnet die Filme und Spielprogramme
mit

1. „Freigegeben ohne Altersbeschränkung“,

2. „Freigegeben ab sechs Jahren“,

3. „Freigegeben ab zwölf Jahren“,

4. „Freigegeben ab sechzehn Jahren“,

5. „Keine Jugendfreigabe“.

(2a) Die oberste Landesbehörde oder eine Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle
soll im Rahmen des Verfahrens nach Absatz 6 über die Altersstufen des Absatzes 2
hinaus Filme und Spielprogramme mit Symbolen und weiteren Mitteln kennzeichnen,
mit denen die wesentlichen Gründe für die Altersfreigabe des Mediums und dessen
potenzielle Beeinträchtigung der persönlichen Integrität angegeben werden. Die oberste
Landesbehörde kann Näheres über die Ausgestaltung und Anbringung der Symbole und
weiteren Mittel anordnen.

(3) Hat ein Film oder ein Spielprogramm nach Einschätzung der obersten Landesbehör-
de oder einer Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle im Rahmen des Verfahrens
nach Absatz 6 einen der in § 15 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 bezeichneten Inhalte oder ist
es in die Liste nach § 18 aufgenommen, wird es nicht gekennzeichnet. Die oberste
Landesbehörde hat Tatsachen, die auf einen Verstoß gegen § 15 Abs. 1 schließen lassen,
der zuständigen Strafverfolgungsbehörde mitzuteilen.

(4) Ist ein Film oder ein Spielprogramm mit einem in die Liste nach § 18 aufgenom-
menen Medium ganz oder im Wesentlichen inhaltsgleich, ist die Kennzeichnung aus-
geschlossen. Über das Vorliegen einer Inhaltsgleichheit entscheidet die Prüfstelle für
jugendgefährdende Medien. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Voraussetzungen für eine
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Aufnahme in die Liste vorliegen. In Zweifelsfällen führt die oberste Landesbehörde
oder eine Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle im Rahmen des Verfahrens nach
Absatz 6 eine Entscheidung der Prüfstelle für jugendgefährdende Medien herbei.

(4a) Absatz 4 gilt nicht für Freigabeentscheidungen nach § 11 Absatz 1.

(5) Die Kennzeichnungen von Filmen gelten auch für die Vorführung in öffentlichen
Filmveranstaltungen von inhaltsgleichen Filmen, wenn und soweit die obersten Lan-
desbehörden nicht in der Vereinbarung zum Verfahren nach Absatz 6 etwas Anderes
bestimmen. Die Kennzeichnung von Filmen für öffentliche Filmveranstaltungen können
auf inhaltsgleiche Filme für Bildträger, Bildschirmspielgeräte und Telemedien übertra-
gen werden; Absatz 4 gilt entsprechend. […]

(8) Enthalten Filme, Bildträger oder Bildschirmspielgeräte neben den zu kennzeichnen-
den Filmen oder Spielprogrammen Titel, Zusätze oder weitere Darstellungen in Texten,
Bildern oder Tönen, bei denen in Betracht kommt, dass sie die Entwicklung oder Erzie-
hung von Kindern oder Jugendlichen beeinträchtigen, so sind diese bei der Entscheidung
über die Kennzeichnung mit zu berücksichtigen.

(9) Die Absätze 1 bis 6 und 8 gelten für die Kennzeichnung von zur Verbreitung
in Telemedien bestimmten und kennzeichnungsfähigen Filmen und Spielprogrammen
entsprechend.

(10) Die oberste Landesbehörde kann Näheres über die Ausgestaltung und Anbringung
der Kennzeichnung nach § 14a Absatz 1 mit den Einrichtungen der freiwilligen Selbst-
kontrolle vereinbaren.

§ 14a
Kennzeichnung bei Film- und Spielplattformen […]

§ 15
Jugendgefährdende Trägermedien

(1) Medien, deren Aufnahme in die Liste jugendgefährdender Medien nach § 24 Abs. 3
Satz 1 bekannt gemacht ist, dürfen als Trägermedien nicht

1. einem Kind oder einer jugendlichen Person angeboten, überlassen oder sonst zu-
gänglich gemacht werden,

2. an einem Ort, der Kindern oder Jugendlichen zugänglich ist oder von ihnen einge-
sehen werden kann, ausgestellt, angeschlagen, vorgeführt oder sonst zugänglich
gemacht werden,

3. im Einzelhandel außerhalb von Geschäftsräumen, in Kiosken oder anderen Ver-
kaufsstellen, die Kunden nicht zu betreten pflegen, im Versandhandel oder in ge-
werblichen Leihbüchereien oder Lesezirkeln einer anderen Person angeboten oder
überlassen werden,
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4. im Wege gewerblicher Vermietung oder vergleichbarer gewerblicher Gewährung
des Gebrauchs, ausgenommen in Ladengeschäften, die Kindern und Jugendlichen
nicht zugänglich sind und von ihnen nicht eingesehen werden können, einer anderen
Person angeboten oder überlassen werden,

5. im Wege des Versandhandels eingeführt werden,

6. öffentlich an einem Ort, der Kindern oder Jugendlichen zugänglich ist oder von
ihnen eingesehen werden kann, oder durch Verbreiten von Träger- oder Telemedien
außerhalb des Geschäftsverkehrs mit dem einschlägigen Handel angeboten, ange-
kündigt oder angepriesen werden,

7. hergestellt, bezogen, geliefert, vorrätig gehalten oder eingeführt werden, um sie oder
aus ihnen gewonnene Stücke im Sinne der Nummern 1 bis 6 zu verwenden oder
einer anderen Person eine solche Verwendung zu ermöglichen.

(1a) Medien, deren Aufnahme in die Liste jugendgefährdender Medien nach § 24
Absatz 3 Satz 1 bekannt gemacht ist, dürfen als Telemedien nicht an einem Ort, der
Kindern oder Jugendlichen zugänglich ist oder von ihnen eingesehen werden kann,
vorgeführt werden.

(2) Den Beschränkungen des Absatzes 1 unterliegen, ohne dass es einer Aufnahme in
die Liste und einer Bekanntmachung bedarf, schwer jugendgefährdende Trägermedien,
die

1. einen der in § 86, § 130, § 130a, § 131, § 184, § 184a, 184b oder § 184c des
Strafgesetzbuches bezeichneten Inhalte haben,

2. den Krieg verherrlichen,

3. Menschen, die sterben oder schweren körperlichen oder seelischen Leiden ausge-
setzt sind oder waren, in einer die Menschenwürde verletzenden Weise darstellen
und ein tatsächliches Geschehen wiedergeben, ohne dass ein überwiegendes be-
rechtigtes Interesse gerade an dieser Form der Berichterstattung vorliegt,

3a. besonders realistische, grausame und reißerische Darstellungen selbstzweckhafter
Gewalt beinhalten, die das Geschehen beherrschen,

4. Kinder oder Jugendliche in unnatürlicher, geschlechtsbetonter Körperhaltung dar-
stellen oder

5. offensichtlich geeignet sind, die Entwicklung von Kindern oder Jugendlichen oder
ihre Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit schwer zu gefährden.

(3) Den Beschränkungen des Absatzes 1 unterliegen auch, ohne dass es einer Aufnahme
in die Liste und einer Bekanntmachung bedarf, Trägermedien, die mit einem Medium,
dessen Aufnahme in die Liste bekannt gemacht ist, ganz oder im Wesentlichen inhalts-
gleich sind. […]
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